
einzigen Ausnahme: der Zustellung von Urteilen {§ 317 
Abs. 1 ZPO). Es bedeutet deshalb sicherlich eine Maß­
nahme gegen Verzögerungen, wenn bereits bei der Ein­
reichung des Güteantrages oder der Klageschrift darauf 
geachtet wird, daß diesen Schriftsätzen die für die 
Zustellung erforderliche Zahl von Abschriften beige­
fügt wird (§ 496 Abs. 2 ZPO). Die Kontrolle darüber 
wird zweckmäßigerweise durch den Sekretär durchge­
führt, der dafür sorgen muß, daß vor der weiteren Be­
handlung solcher Eingänge die Abschriften vorliegen.

Mit der Zustellung der Klageschrift ist die Auffor­
derung an den Beklagten zu verbinden, Einwendungen 
und Beweismittel unter genauer Bezeichnung der zu 
beweisenden Tatsachen unverzüglich dem Gericht mit­
zuteilen (§ 498 Abs. 2 ZPO). Diese Vorschrift hat auf 
Güteanträge entsprechend Anwendung zu finden.

Zu beachten ist, daß jetzt in allen Fällen die Ein­
lassungsfrist sich nach § 499 ZPO bestimmt. Sie beträgt 
bei Zustellungen im Gerichtsbezirk drei Tage, in ande­
ren Fällen eine Woche. Hiernach ist es jetzt also 
möglich, in allen Verfahren der ersten Instanz schon 
innerhalb kurzer Zeit Verhandlungstermin anzusetzen. 
Im übrigen empfiehlt sich die Bemessung der Ein­
lassungsfrist nach dem mutmaßlichen Verhalten des 
Beklagten. Ist die Annahme begründet, daß er sich 
schriftlich innerhalb kürzerer Zeit zur Klage äußern 
wird, so erscheint es zweckmäßig, den ersten Verhand­
lungstermin etwas später anzusetzen, um dem Beklag­
ten noch vor dem Termin zu dieser Erklärung Ge- 

- legenheit zu geben.
Sind bereits der Güteantrag bzw. die Klage unvoll­

ständig, so liegt darin grundsätzlich eine Ursache der 
Verzögerung. Der Antragsteller hat anzugeben, welche 
Ansprüche er gegen seinen Gegner erhebt und auf welche 
Tatsachen er sich stützt. Es müssen also aus dem 
Güteantrag Antrag und Begründung klar erkennbar 
sein. Weiterhin soll der Antragsteller seine Beweis­
mittel bezeichnen und die Gründe des gegnerischen Be­
streitens bereits dem Gericht mitteilen. Schließlich soll 
er beweisfähige Urkunden in Urschrift oder Abschrift 
gleichzeitig einreichen (§ 499 a ZPO). Auch hier wird 
es besonders Aufgabe des Sekretärs sein, die eingehen­
den Klagen und Güteanträge auf die Vollständigkeit 
unter Beachtung dieser Bestimmung nachzuprüfen. 
Keinesfalls sollte ein Antrag zur Verhandlung kommen, 
der hier schon Unvollständigkeiten aufweist, denn da­
mit ist die erste Ursache zu einer Vertagung gegeben. 
Erweist sich der Antrag als unvollständig, so kann der 
Antragsteller aufgefordert werden, ihn entsprechend 
zu ergänzen (§ 499 b Abs. 3). Dies kann sowohl durch 
einen Schriftsatz als auch zu Protokoll geschehen. Auch 
hier wird der Sekretär den Richter weitgehend unter­
stützen können. Solche Ergänzungen machen sich in 
der Regel dann notwendig, wenn der Antrag unklar 
oder widerspruchsvoll begründet ist oder wenn er nicht 
die nötigen Beweisangebote enthält.

Sofern der Güteantrag von vornherein aussichts­
los erscheint, kann er durch Beschluß des Gerichts 
zurückgewiesen werden. Die Zurückweisung ist zu be­
gründen und unterliegt keinem Rechtsmittel (§ 499 b 
ZPO). Zu den Fällen, in denen der Anspruch aussichts­
los erscheint, gehören z. B. die Unzulässigkeit des 
Rechtsweges und die mangelnde Parteifähigkeit. In 
solchen Fällen wird es richtig sein, in einer Rücksprache 
vor dem Termin den Antragsteller auf die Mängel auf­
merksam zu machen und ihn hiervon zu überzeugen, 
so daß er den Antrag selbst zurücknimmt.

Besonders wichtig ist es, daß das Gericht bereits zur 
Vorbereitung der Güteverhandlung die ihm dienlich 
erscheinenden Maßnahmen treffen kann (§ 499 b
Abs. 3). Es kann insbesondere das persönliche Erschei­
nen der Parteien anordnen. In diesen Fällen ist zu 
beachten, daß eine solche Ladung der Partei selbst zu­
gestellt werden muß, auch wenn sie sonst durch einen 
Prozeßbevollmächtigten vertreten wird. Die Partei kann 
durch Ordnungsstrafen bei Ausbleiben zum Erscheinen 
angehalten werden (vgl. § 141 Abs. 2 und 3 ZPO).

Die Maßnahmen aber, die alle zur Vorbereitung eines 
Termins getroffen werden können, also insbesondere 
des ersten Termins, sind in § 272 b ZPO genannt. Diese 
Bestimmung ist einer der wichtigsten Behelfe der Pro­
zeßleitung. Sie stellt einen Grundsatz auf, der bisher 
viel zu wenig Beachtung gefunden hat, nämlich daß

alle Anordnungen zu treffen sind, die angebracht er­
scheinen, damit der Rechtsstreit „tunlichst“ in einer 
mündlichen Verhandlung erledigt wird. Diese Bestim­
mung wird wiederholt in § 349 Abs. 2 ZPO, woraus er­
sichtlich ist, daß sie einen allgemeinen Grundsatz für 
den Zivilprozeß darstellt. Es kann deshalb nicht genug 
betont werden, daß die hierfür erforderliche Vorberei­
tung einer mündlichen Verhandlung zu den wichtig­
sten Pflichten des Richters gehört. Dabei steht außer 
Zweifel, daß die Vorschrift des § 272 b ZPO nicht nur 
für die Vorbereitung der ersten mündlichen Verhand­
lung gilt, sondern für jedes Stadium des Prozesses. Da 
diese Vorschrift eine weitgehende Zusammenfassung 
aller prozeßleitenden Maßnahmen darstellt, ist sie auch 
als Konzentrationsmaxime bezeichnet worden.

Hiernach hat der Richter zum Zwecke der Vorberei­
tung der Verhandlung

1. den Parteien die Ergänzung oder Erläuterung ihrer 
vorbereitenden Schriftsätze sowie die Vorlegung von 
Urkunden usw. aufzugeben. Dabei kann den Parteien 
auch aufgegeben werden, sich zu rechtlichen Gesichts­
punkten ihres Vorbringens zu äußern. Das wird sich 
insbesondere dann als zweckmäßig erweisen, wenn 
rechtskundige Parteien oder Prozeßbevollmächtigte in 
ihren Schriftsätzen nicht klar zu erkennen geben, auf 
welche Rechtsvorschriften sie ihre Anträge zu stützen 
beabsichtigen;

2. können andere Dienststellen um die Übersendung 
von Urkunden oder Erteilung amtlicher Auskünfte er­
sucht werden;

3. kann — wie schon erwähnt — das persönliche Er­
scheinen der Parteien angeordnet werden;

4. können Zeugen, die von den Parteien benannt wor­
den sind, zur mündlichen Verhandlung geladen oder 
von ihnen schriftliche Auskünfte eingeholt werden. 
Hiernach ist die Ladung von Zeugen zur Vorbereitung 
auch schon dann zulässig, wenn noch kein entsprechen­
der Beweisbeschluß auf Grund einer mündlichen Ver­
handlung erlassen werden konnte.

Die Einholung einer schriftlichen Auskunft von Zeu­
gen gemäß § 377 Abs. 3 und 4 ZPO erscheint dann 
zweckmäßig und ausreichend, wenn außer Zweifel steht, 
daß der Zeuge andere Angaben, als die dort erwähnten 
Aufzeichnungen selbst enthalten, nicht machen kann. 
Hierzu gehört z. B. Feststellung eines streitigen Datums 
auf Grund von Aufzeichnungen in Kalendern usw. Eine 
solche Auskunft erspart dem Zeugen die Zeit des per­
sönlichen Erscheinens vor Gericht.

5. Schließlich kann das Gericht eine Besichtigung 
durchführen, Sachverständigengutachten anordnen und 
aüsführen lassen oder Sachverständige zur mündlichen 
Verhandlung laden. Auf diese Vorschrift gestützt kann 
also ein Beweistermin bereits vor der Durchführung 
eines Verhandlungstermins angeordnet und abgehalten 
werden. Jedoch empfiehlt es sich, den Termin der 
mündlichen Verhandlung möglichst mit dem Termin 
zur Beweisaufnahme zu verbinden (vgl. § 272 b Abs. 3 
Satz 2 ZPO). Dieses Verfahren nach § 272 b Abs. 2 
Ziff. 5 ZPO wird z. B. in Betracht kommen, wenn 
Grenzstreitigkeiten, nachbarrechtliche Streitigkeiten 
usw. den Gegenstand der Klage bilden.

Die in § 272 b ZPO genannten Maßnahmen sind nicht 
erschöpfend. Das Gericht kann auch noch andere vor­
bereitende Verfügungen treffen, so z. B. die Beiziehung 
von Akten der gleichen Dienststelle anordnen, den Par­
teien aufgeben, zum Verhandlungstermin Zeugen zu 
stellen usw. Letzteres erscheint dann zweckmäßig, wenn 
die Zeugen nahe Angehörige der Parteien sind und 
keine Bedenken bestehen, daß sie ohne Ladung vor 
Gericht erscheinen werden.

Wichtig ist der Hinweis, daß alle Maßnahmen nach 
§ 272 b ZPO unter entsprechender Anwendung des 
§ 279 a ZPO auch unter Fristsetzung verfügt werden 
können.

Im einzelnen Falle wird es sehr auf die bisherige 
Erfahrung des Richters ankommen, inwieweit er die 
Anordnungen aus § 272 b ZPO bereits vor der ersten 
Verhandlung verfügt oder aber es als zweckmäßig 
ansieht, zunächst die Einlassung des Beklagten auf den 
Güteantrag oder die Klageschrift abzuwarten, damit 
keine überflüssigen Anordnungen getroffen werden.
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